
Bundessozialgericht

Im Namen des Volkes

7 RAr 51/85
_Urteil

in dem Rechtsstreit

0ouco.-oonoconooooclo|.o-oonooooooonnoonoooooooo'0

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigte:
..........................

g e g e n

cc.oolon...-o-oonuoooooooco0.0...-uovoooncooncooocl

Beklagte und Revisionsklägerin,

beigeladen:
.......................................

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündlibhe

Verhandlung am 12. Dezember 1985

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Hessischen Landessozialgerichts vom 30. Januar 1985

aufgehoben.

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an

das Landessozialgericht zurückverwiesen.
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G r ü n d e :

Der Kläger war seit September 1979 bis zum 16. Juli 1980 aus—

hilfsweise als Lehrkraft an einer Schule in B. beschäftigt.

Bis zum 31. Dezember 1979 wurden für ihn ua Beiträge zur Be—

klagten entrichtet. Mit Rücksicht auf die Gewährleistungser-

klärung des Senators des Inneren vom 18. Dezember 196ü‚ wonach

Lehrkräfte mit Erster (Wiss.) Staatsprüfung, die sich bei dem

Schulsenator um Aufnahme in den Vorbereitungsdienst des Stu—

dienrates beworben haben, deren Bewerbung jedoch zurückgestellt

worden ist, beitragsfrei seien, wurden für die Zeit seit 1. Ja—

nuar 1980 keine Beiträge mehr entrichtet. Den Antrag des Klägers

auf Arbeitslosengeld (Alg) vom 23. Juli 1980 lehnte die Beklagte

zwar wegen Fehlens einer ausreichend langen beitragspflichtigen

Beschäftigung ab, bewilligte dem Kläger jedoch von diesem Zeit-

punkt an Arbeitslosenhilfe (Alhi). Diese Bewilligung hob sie

später wegen Verletzung von Mitwirkungspflichten auf.

Auf seinen Wiederbewilligungsantrag bewilligte die Beklagte dem

Kläger erneut Alhi ab 10. November 1981 (Bescheid vom 9. De-

zember 1981). Als Folge eines Wohnsitzwechsels erging der Be-

scheid des Arbeitsamtes H. vom 25. März 1982, worin dem Klä-

ger Alhi für die Zeit vom 5. Februar 1982 bis 31. März 1982

bewilligt wurde. Unter Hinweis auf Art 1 € 2 Nr 17 des Arbeits—

förderungs—Konsolidierungsgesetzes (AFKG) hob die Beklagte die
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Bewilligung für die Zeit ab 1. April 1982 auf (Bescheid vom

1. April 1982, Widerspruchsbescheid vom 8. Dezember 1982).

Das Sozialgericht (SG) hat die angefochtenen Bescheide aufgehoben

und die Beklagte zur Gewährung von Alhi ab 1. April 1982 verur-

teilt (Urteil vom 30. September 1983).

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung
der

Beklagten zu—

rückgewiesen und die Revision zugelassen (Urteil vom 30. Januar

1985). Es hat die Auffassung des SC bestätigt, daß der Kläger

nach den Vorschriften des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) auch

idF des AFKG die Voraussetzungen für den An3pruch auf Alhi für

die Zeit ab 1. April 1982 erfülle. In seiner Beschäftigung für

das Land Berlin habe der Kläger zwar nur für 118 Tage in bei-

tragspflichtiger Beschäftigung gestanden (bis 31. Dezember

1979); die Zeit vom 1. Januar bis 16. Juli 1980 (198 Tage)

jedoch sei nach % 13“ Abs 2 Nr 1 AFG als Folge der Gewährlei-

stungserklärung wie ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis

als anwartschaftsbegründend zu bewerten.

Mit der Revision wendet sich die Beklagte gegen diese Ansicht und

führt hierzu insbesondere aus: Das privatrechtliche Arbeitsver—

hältnis des Klägers könne nicht mit Rücksicht auf die Gewährlei—

stungserklärung den Anspruch auf Alhi seit 1. April 1982 be-

gründen, da ihm die an ein.öffentlicharechtliches.Dienstverhält—

nis iS des 5 134 Abs 2 Nr 1 AFG zu stellenden Anforderungen

fehlten.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-u-

Die Beklagte beantragt,

die Urteile des LSG und des SG aufzuheben und die

Klage abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision der Beklagten zurückzuweisen.

Er hält die Entscheidung des LSG für richtig.

Die vom LSG beigeladene Stadt F. hat keine Anträge ge-

stellt.

Während des Revisionsverfahrens sind die Beteiligten darauf hin-

gewiesen worden, daß der M. —Kreis (Sozialverwaltung) der

Beklagten unter dem 7. September und 25. Oktober 1982 die Ge—

währung von Sozialhilfeleistungen an den Kläger angezeigt und

unter Hinweis auf S 90 des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) um

Erstattung aus den Ansprüchen des Klägers ua auf Alhi ersucht

hat. Eine entsprechende Anzeige vom 12. November 1982 beziffert

den Umfang der Leistungen vom 11. Mai bis 30. November 1982 auf

ü.106‚70 DM.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung durch Urteil einverstanden erklärt (€ 12“ Abs 2 des

Sozialgerichtsgesetzes —SGG—).
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Die Revision der Beklagten ist im Sinne der Zurückverweisung der

Sache an das LSG begründet.

Bei einer zulässigen Revision sind, bevor sachlich-rechtlich über

den streitigen Anspruch entschieden werden kann, die Voraus-

setzungen zu prüfen, von denen die Rechtswirksamkeit des Ver-

fahrens als Ganzes abhängt. Zu den von Amts wegen zu berücksich—

tigenden Mängeln, die zur Unwirksamkeit des Urteils führen, zählt

die Unterlassung einer notwendigen Beiladung (vgl BSG SozR 1500

9 75 Nrn 3u, 36, 37, 39, AO, NN, ü8). Das LSG hat bei seiner

Entscheidung nicht berücksichtigt, daß an dem Rechtsstreit der

M. -Kreis - Sozialverwaltung - als der örtlich zuständige

Sozialhilfeträger derart beteiligt ist, daß die Entscheidung auch

ihm gegenüber nur einheitlich ergehen kann (5 75 Abs 2 SGG). Der

Klageanspruch steht diesem nämlich teilweise zu, weil er dem
.

Kläger vom 11. Mai bis 30. November 1982 vorschußweise Sozial-

hilfeleistungen gewährt und dies mit Schreiben vom 7. September,

25. Oktober und 12. November 1982 der Beklagten mitgeteilt
»

sowie erklärt hat, daß er aus den vom Kläger geltend gemachten

Ansprüchen ua auf Alhi Erstattung gem 5 90 BSHG begehre.

Der 5 90 BSHG ist hier in der bis zum 30. Juni 1983 geltenden

Fassung maßgebend (Art II 5 1M Nr 8, 5 25 des Sozialgesetzbuches

— Verwaltungsverfahren - —SGB 1Q- -III. Kapitel- vom “. No-
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vember 1982, BGBl I 1450). Die Überleitung ist nicht deshalb

hinfällig geworden, weil gemäß Art II 5 21 SGB 10 bereits begon-

nene Verfahren nach den neuen Vorschriften zu Ende zu führen

sind, dh, die Regelung alle Verfahren erfaßt, die noch nicht

endgültig abgeschlossen sind. Das mag zwar auch für Verfahren

gelten, die noch vor den Gerichten anhängig sind (Schroe-

der—Printzen ua, Sozialgesetzbuch -Verwaltungsverfahren-, ErgBd

Art II S 21; BSGE 52, 98, 100; 54, 223, 226 zu Art II 5 37 Abs 1

SGB10 undBSGE56, 69, 71 zu Art II 5 21 SGB10); dennochhat "

dies nicht zur Folge, daß im vorliegenden Falle aufgrund der

Neufassung des S 90 Abs 1 Satz 1 BSHG, nach der nur noch eine

Überleitung gegenüber Personen möglich ist, die nicht Leistungs—

träger iS von 5 12 SGB 1 sind, gegenstandslos
geworden

ist, und

dem Sozialhilfeträger danach nur noch die Möglichkeit gegeben

ist, seine Ansprüche wegen eines Erstattungsanspruchs gemäß .

8% 102 ff SGB 10 geltend zu machen. Dem steht schon entgegen, daß

hier nicht die Rechtmäßigkeit der Uberleitungsanzeige im Streit

steht. Streitgegenstand ist vorliegend vielmehr die Frage, ob dem

Kläger die begehrte Leistung zusteht. Ein Verfahren iS von Art II

% 21 SGB 10 ist daher nicht anhängig. Außerdem kann sich diese

Vorschrift nur auf Erstattungsansprüche, dh auf Ansprüche, die

der betreffende Leistungsträger kraft originären Rechts geltend

macht, auswirken. Nicht davon erfaßt sein können Ansprüche, die

der Leistungsträger aufgrund eines Forderungsüberganges erworben

hat. Es ist nichts dafür ersichtlich, daß mit der vorstehend an-

geführten Vorschrift ein Rechtsübergang rückgängig gemacht werden

sollte, der bereits erfolgt ist (Schroeder-Printzen ua aaO, Anm 9

vor 5 102). Ob dies auch gilt, wenn die Uberleitungsanzeige
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selbst angefochten wird, kann hier dahihstehen,
da dies nicht

geschehen ist (vgl die unveröffentlichten Urteile des erkennenden

Senats vom 12.
April 198ü — 7 RAr 27/83 -‚ vom 24. Mai 1984

- 7 RAr 70/83 -‚ vom 25. Oktober 198“ - 7 RAr 5/8“ -‚ vom

1“. März 1985 - 7 RAr 87/8ü — und vom 23. Oktober 1985 — 7 RAr

30/85, 7 RAr 158/8H und 7 RAr 89/83 -).

Soweit der 11b-Senat des BSG in seinem Urteil vom 30. Mai 1985

— 11b/7 RAr 111/83 - die Auffassung vertritt, wegen des Inkraft-

tretens des Dritten Kapitels des SGB 10 am 1. Juli 1983 könnten

die Ansprüche der Leistungsträger untereinander auf Erstattung

von Sozialleistungen nur noch gemäß SS 102 ff SGB 10 als origi—

näre Erstattungsansprüche und nicht aus übergeleitetem Recht

geltend gemacht werden, was auch für vor dem 1. Juli 1983 be—

gonnene Verfahren gelte, vermag ihm der erkennende Senat aus den

vorstehenden Gründen nicht zu folgen. Einer Anrufung des Großen

Senats des BSG bedarf es dennoch nicht. Diese Rechtsauffassung

ist für die Entscheidung des 11b-Senats nicht von tragender

rechtlicher Bedeutung. Auch wenn der die Erstattung begehrende

Leistungsträger in dem vor dem 11b-Senat anhängig gewesenen

Rechtsstreit einen übergeleiteten Anspruch des Leistungsempfän-

gers geltend gemacht hätte, würde dies zu keinem anderen Ergebnis

geführt haben. Ebenso wie bei einem originären Erstattungsan—

spruch hätte dies zur Abweisung der Klage geführt, weil der Lei—

stungsempfänger gegen den auf.Erstattung in Anspruch genommenen

Leistungsträger nicht anspruchsberechtigt war. Dies mag auch der

Grund dafür sein, daß der 11b—Senat auf die oa frühere Recht—

sprechung des 7. Senats nicht eingegangen ist.
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Bei den vorgenannten Schreiben des Sozialhilfeträgers handelt es

sich um Verwaltungsakte, die - wie die Hinweise auf % 90 BSHG

erweisen - den Übergang der Ansprüche auf Alhi des Klägers in

Höhe der ihm gewährten Sozialhilfeleistungen auf den Sozial-

hilfeträger bewirken sollen, sofern der Kläger entsprechende

Ansprüche hat. Da außerdem auch die Hilfe, wegen der die Über-

leitung erfolgt, angegeben ist, sind die an Uberleitungsanzeigen

zu stellenden Anforderungen erfüllt (vgl BVerwGE 29, 229, 231;

34, 219, 225; “2, 198, 200).

Wie der Senat bereits
in

seinem Urteil
vom

21. Juli 1981 (SozR

1500 5 75 Nr 37) entschieden hat, sagt die Überleitung nichts

über Bestand, Höhe und Inhalt des übergeleiteten Anspruchs aus,

sondern bewirkt lediglich den Gläubigerwechsel. Der Anspruch wird

durch die Überleitung nicht verändert. Dem Schuldner verbleiben

alle Rechtseinwendungen auch gegenüber dem Sozialhilfeträger, wie

sie ihm gegenüber dem eigentlichen Anspruchsinhaber zustanden.

Der Sozialhilfeträger kann den übergeleiteten Anspruch nur in dem

Maße und unter denselben Voraussetzungen geltend machen wie der

Hilfeempfänger. Die Befugnis der Beklagten, Ansprüche auf Lei-

stungen nach dem AFG durch Verwaltungsakt zu regeln, wird daher

durch die
Überleitung

eines solchen Anspruchs nicht beeinträch-

tigt. Hinsichtlich des übergeleiteten Anspruchs kommt dem So-

zialhilfeträger nur die Stellung zu, die auch dem Hilfeempfänger

gegenüber seinem Schuldner zusteht. Damit greift Jede gericht-

liche Entscheidung über die hier streitige Leistung, die den

Grund des Anspruchs betrifft, in die Rechtssphäre des Trägers der

Sozialhilfe unmittelbar ein. Der Sozialhilfeträger ist mithin an
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dem streitigen Rechtsverhältnis derart beteiligt, daß nach dem

sachlich-rechtlichen Inhalt des Begehrens des Klägers lediglich

eine Entscheidung des Rechtsstreits möglich ist, die auch ge—

genüber dem Sozialhilfeträger nur einheitlich ergehen kann. Der

Sozialhilfeträger muß daher zu dem Rechtsstreit beigeladen wer—

den.

Da Beiladungen im Revisionsverfahren in Angelegenheiten des Alg

oder der Alhi gemäß 8 168 SGG unzulässig sind, führt der Verfah—

rensmangel ohne weiteres zur Zurückverweisung der Sache an das

LSG. Mangels Beteiligung aller am Verfahren Betroffener ist es

dem Senat verwehrt, zur materiell-rechtlichen Seite Stellung zu

nehmen. Das LSG wird lediglich darauf hingewiesen, daß es mög—

licherweise der prozessualen Klärung bedarf, welchen Inhalt der

angefochtene Bescheid besitzt. Dieser ist als "Aufhebungsbe-

scheid" (mit Wirkung ab 1. April 1982) gekennzeichnet worden,

obwohl der letzte Bewilligungsbescheid vom 25. März 1982 Alhi

nur bis zum 31. März 1982 bewilligt hatte. Das LSG wird mithin

zu prüfen haben, ob es sich bei dem angefochtenen Bescheid um

einen verfahrensrechtlich wirksamen Ablehnungsbescheid handelt

(wgl dazu das Urteil des Senats vom 12. Dezember 1985

- 7 RAr 122/84 -).
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Das LSG wird auch über die Kosten des Revisionsverfahrens zu be-

finden haben.
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